
der Abg. EIs e r, S c h n r f und ~nossen 

an den Bundesministar für Jus tiz, 

2~. Juni 1950 .. 

betreffend die willkü:dichc Verfolgung ven Te ilnclmcrn an der DC'rnonstration 

der Grazer BauaX'b,ütcl' vom 7. und 10. Ilezcn:.ber 1949 durch die staa.tsan-

wal tschaft Graz. 

0. - .'- ..... ~ ..... Q'-

Im Dezenbel' 1949 haben in Grnz Demonstrationen der Bauarbeiter statt­

gefunden, die ihren Unwillen darüber zuo Ausdruck bracht ',n, daß die Innung 

für das Baugew~rbe die Verhandlungen wegen einer Überbrückungshilfe für d:ie 

Briuarbeit er bös willig hinauszöger-te, 

Die begreifliche Unruhe (191' 1:..rbeitcr, die befürchten l'lufl cn, zu 

Weihnachten leer auszugehen, war die Ursache einer D'oponstra.d.on, in deren 

Verlauf in der Stadt mehrere Fensterscheiben eingeschlagen wurden. Die Be­

hörden, die untät.ig zugesehen ha.tten, wie die der ÖVP angehör e.nden Verant­

wortlichen der So.botaec dieser Verhandlungen einen solchen 1l.usbl'uck des 

Unrrillc:ls provozierten, verhafteten wahllos 50 Arbeiter, von den,en viele 

überh~upt hieht an der Demonstration teilgcnot:ll:1en hatten, und eIie sta.ats;" 

n.llualtschaft hat gegen 27 von ihnen sO'wie gegen 6 Jugendliche die Anklage 

wegen einer Reihe schwerer Verbrechen erhoben, die zuo Teil mit Strafen 

von mehr als zehn Jahren schweren Kerkers belegt sind. Gegen 10 wQitere 

l.rb'i ter ist eine AnKlage in Vorbereitung. 

Die Anklage, die die Staatsanwaltschaft Grn.z, die deo Herrn Bundes-

1:1inister untersteht und für deren Tätigkeit er daher verantwortlich ist t 

erhoben hat, stützt sich so gut \7ie aus schließlich auf Äussagell vor, :r..l'ir!lil:","':'J.~ 

beanten und Konfidenten, die in einer solchen Zahl a.ufgeboten waren, d..1ß 

kein ZYTeif 01 darüber best -h'm kann, daß die Sicherheitsdirektion von dieser 

Demonstration friJ,hcl' Kcnn.tnis hntte als die Demonstranten selbst. Einz,~lne da i 

Angeklagten werden beschuldigt, bestimrJte konkrete strafbare Handlungen be­

gangon zu hn.bcll. In der übe~r."i7iegcnden Mehrzahl der Fälla wagte es die Staats­

anwaltschaft nicht e inr,12.1 zu bchaupt en, daß eine konkratc strafbare Handl ung 

begangen worden sei, sonderl'l sie beg"lügte sich mit der Behauptung, die Im­

geklo.gt<::n hätten 8.l1 der DCr1onstl'atioll teilgenommen und seien daher für die 

Vorfälle verantwortlich. pie Mehrzahl der Zeugenam;sagcn der Krir.1inalbeaotcn 
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18" .Bcib-lntt BeibJ.utt zür Parlar:1c;ntskorrespondcnz" 
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und Konfidenten, auf die si,~h eiie 11.nklo.gc stüt zt y 8:1. nd in einen Tein ab-

. gefaSt, der sei t den u;'lseligen Zc :tt cn der Diktatur Doll:fi.tß-Sc~usclinigg 

in der österreicJ~;ischen Justiz nicht r.lehr bekannt 'im:r. In diescn Zeugen­

aUssagen und Konfid81:tcnoerichton findcn sich Äußerungen wie: "Gebärdeten 

sich als Anführer der lJJälm8r1i 
I IIBetätigte sich als Ans tifter", "Gehörte 

zu .den ärgsten Aufh8tze:rm ll und "3indnls besonders eifrige Agitatoren be­

kannt l1 • 

Auf Grund von Erklärungall , die in einer 3J lch0n typischen Metternich .. 

sprache abgefaSt s iUd), sto 11 t der den Herrn Bundesmini ster unterstellte 

Staatsanwalt Arbeiter Vor Gc,richt! 

Eine Reihe der Be~~chuJ.digten haben Zeugen nng(1);;tcn, die bestätigen 

können, daß sie Überhaupt nicht am Ort der Vorfälle Dnwascnd waren oder sich 

an· der Der1onstration nicht beteiligten. Unter Verletz'lng der- elcmentarst~n 
,·;i 

Grundlage eines ordcllt lichon Verfw..:rens ln t die staatsanwaltschaft ?:arauf 

verzichtet, die :Eil'l.vei'nahnc deJ~ n:isten die scr Z0ugen überhaupt zu beantra­

gen, ödqr hat 1 u':1geachtct ihrer Aus sagen, ll.nklagc wegen schwerster Verbre­

ohen erhoben. 

In Falle des jugos.lmdschenBaua.rbcit crs pototschnig, auf Grund dessen 

Aussage gegen einige Arbeiter das Vorfahren eröffnet wut" dc, ging die staats-
-s.ghaft " . , . 

anwalv darüber hinweg, daß er bei der gerichtlichen Voruntersuchung sd.ne 

unter Druck abgegebenen Aus sagen vor der Polizei zurückgezogen hat. 

Bcsondcrsvcrwer;flichist die Methode; Anklagen auf Grund von Aussagen 

ungenannter "Auskunftspcl'soncn;;, also Konfidenten zu: erheben. Von diesen 

Konfidcnten ,ist einer später als Zeuge .offen hcrvorgeti'cten, der als Redak­

teur der sozialistischem "Neuen Ze it 11 angestellte be!''J.fsrnäßige Verleumder 

Friedrich Tinnuchcr~ Seino Angaben, von denen einige sich bereits inder 

Voruntersuchung als Vcrleur.1dung herausstellten, dicncncbenfo.llsalS 

"Anklo.gcnatcrial". 

Ob'i(ohl währGnd der Vor'J.:r..tcrsuchung bereits klar war, daß sich der 

Konfident Tinnachcr des Vcrbr(;ch'~ns der Verloumdung schuldi,g gcoaeht hat I 

wie aus den. Akt }üar hcrvorgG:c..t, r:JD. t die Staatsanwaltschaft ihre beschwo­

rene Pfficht gröblich verJ.c',;zt, Vcrb:L'ccher zu verfolgen und die Anklage gegen 
, . 

den "vertraulichen Inforrntor li dc:!:' staatspolizei, TinnEl,ch.er, zu erheben" 

Mit solchen Methoden, die zivar j ed.er dOl:.lOkratischen Justiz hohns pt' echen, 

ist eine Anklagesclll'ift zus to.!'lQS gckorJm~n, die sich ni t mc tternic'I,'}s';h::c 
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19. Beiblatt Beiblatt zur Parlan.2!ltskorrcspondbllz. 21. Juni 1950 .. 

Rabulistik erlaubt, in Widerspruch ;1:ilr.l verfassungsm13ig festgelegten 

Gr)ll1dsatz d~r Versanr.llungsfreiheit zu erklären, daß dio T·::i1na.}p:1e an 'einen 

Protestnarsch,. an einer Dcnonstration, überhaupt strllfbar sei" Es heißt näni: 

lieh in der Anklage wörtlich: 

nSehon die Tcilnahne an den Protestoorsch und den weiteren Demonstrl1-. . 

tioncn noch nach Beginn der Ausschrcitur.,gcn ist der' Sanktion nach §§ 78,. 

-85 stG. zu unterstellen,inso~V(d t lion dem -bezeichneten Augenblick' an alle 
. . 

Toilnehner an den Demonstrationen sich üb er Art und Zweck und Bedeutung 

des Vorgehens der Streikenden im klaren sein konnten und ouBten, del:ll1ach 

aber d~ch Teilnahme ihr Einverständnis und ihre Mitwirkung Z~ AusdTuck 

brachten und für alle .l'..usschr::i tungen in ihrer Gcsnntheit Rückendeckung 

boten." 

Eine solche Konstruktion einer Kollektivhaftung ,aller Teilncbrier an ein~r 

Dr:monstration entspricht vielleicht der "Rechtsauffassung"des No.zisystems, 

aber nicht der &. te-rreichischen. 
, 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher a.nden }ferrn Bundes-

minister für Justizfolm~ndc 

A n fra g e: 

1. Ist der Herr Bu:rtdesnini ster bereit, anzuordnen, daß die staats-
'. . 

anwa.ltschaft Gro.z diese tlit rcaktiolilir'en, faschistischen.Methoden zusawnen-

gestellte Anklage zurückzi-:;ht und die Einstellung des Verfahrcnsbca.ntragt? 

2~Ist der Herr BundesrJinister gewillt, die BC'-"l'!lten zur Verantwortung . 
zu ziehen, die für diesen reaktionären, fas~histischen Anschlag nuf die 

ver:f'assungsmäßiggarantierte Vcrsn.~1lCllungs freih! i verantwortlich sind. 

oder überl'liIJrlt er die Verantwortung dafür? 
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